
Pressemitteilung: Aufenthaltsverbote für hunderte Menschen in Frankfurt 

++ massive Grundrechtseinschränkung ++ Unschuldsvermutung ausser Kraft gesetzt ++ Quasi 
Hausarrest für die Betroffenen über 5 Tage++ neue Eskalationsstufe der Polizei gegen unliebsamen 
Protest++
 
Stellungnahme der Frankfurter Rechtshilfegruppen

Gegen den Frankfurter Polizeistaat – Demonstrationsverbote aufheben

Seit Wochen wird seitens der Stadt Frankfurt am Main ein Klima der Angst gegen die Blockupy-
Aktionstage vom 16. bis 19. Mai geschürt. Es wurden alle Demonstrationen, Kundgebungen und 
Aktionen in diesem Zeitraum verboten. Zudem hat die Stadt Frankfurt an zahlreiche, fast 500 
Einzelpersonen Verfügungen verschickt und ihnen verboten, sich während der kompletten 
Aktionstage in der Stadt Frankfurt am Main aufzuhalten.
Sollten die angeschriebenen Personen dagegen verstoßen und etwa auf die Idee kommen, in der 
Frankfurter Innenstadt zu demonstrieren oder auch nur einzukaufen, wird ihnen die “Anwendung 
unmittelbaren Zwanges” durch die Polizei und ein Zwangsgeld von 2000 Euro oder eine 
entsprechende Ersatzfreiheitsstrafe angedroht. Hiermit hat die Stadt Frankfurt am Main mit ihrem 
Ordnungsdezernten Markus Frank (CDU) eine neue Eskalationsstufe beschritten.

Die Frankfurter Version des präventiven Sicherheitsstaats
Insgesamt scheinen von diesen Aufenthaltsverboten mehrere hundert Personen aus Frankfurt und 
dem gesamten Bundesgebiet betroffen zu sein, die angeblich auf der M31-Demonstration Ende 
März in Frankfurt „polizeilich in Erscheinung getreten“ seien. Darunter fallen genauso 
Festnahmen als auch verdachtsunabhängige Kontrollen ohne Strafanzeige. Dem Sinn gemäß 
werden die Betroffenen in dem Schreiben als vermeintliche „Gefährder“ der öffentlichen 
Sicherheit etikettiert, die über Himmelfahrt mit großer Wahrscheinlichkeit Straftaten in Frankfurt 
begehen würden und aus diesem Grund präventiv aus der Stadt ausgeschlossen werden müssten. 

Dass die Frankfurter Polizei ihre Gefährdungsszenarien pflegt und dabei mit Versammlungsfreiheit 
nicht viel zu schaffen hat, wird außerdem darin deutlich, dass sie die ausgesprochenen 
Aufenthaltsverbote selbst für den Fall, dass einzelne oder mehrere Blockupy-Veranstaltungen vom 
Verwaltungsgericht wieder erlaubt werden, weiterhin aufrecht zu erhalten gedenkt. Darüber hinaus 
sollen die Angeschriebenen mit den Verbotsverfügungen anscheinend vor vollendete Tatsachen 
gestellt werden. In den Briefen wird zumindest die “sofortige Vollziehung” der Aufenthaltsverbote 
angeordnet und im Falle von Widersprüchen die aufschiebende Wirkung des Rechtsmittels 
ausgeschlossen. 
Betreten die Personen dennoch den verbotenen Teil der Stadt, müssen sie mit Strafzahlungen im 
vierstelligen Bereich sowie mit Unterbindungsgewahrsam bis Sonntag Abend rechnen. 

Dazu Peter Frühling, von der Roten Hilfe: „Das Verhalten der Frankfurter Polizei setzt die 
Versammlungsfreiheit de facto außer Kraft, wenn Demonstrationen pauschal verboten werden und 
hunderten Personen unter Missachtung der Unschuldsvermutung der Zugang zur Stadt verwehrt 
wird. Die reine Anwesenheit bei einer Demonstration im März reicht augenscheinlich aus, um 
vermeintliche zukünftige Gewalttaten vorherzusagen.“

Deswegen ist die Reaktion der Stadt Frankfurt und ihres Ordnungsdezernenten auch ein tiefer 
Einschnitt in die Grundrechte. Mit ihrer Verbotspolitik schafft die Stadt Frankfurt praktisch das 
Recht auf Versammlungsfreiheit ab. Dieses wird ad absurdum geführt, wenn die Polizei darüber 
entscheidet, wer zu unliebsamen Themen demonstrieren darf und wer nicht. Die zahlreichen 
Briefe, die an Einzelpersonen im Vorfeld der Demonstrationen verschickt wurden, haben zudem 



einen einschüchternden Charakter und sollen Menschen gerade davon abhalten, ihr Grundrecht in 
Anspruch zu nehmen. Nicht die Demonstrationen sind ein Angriff auf die Gesellschaft, sondern 
die Stadt Frankfurt und ihr Ordnungsdezernent Markus Frank von der CDU. Sie sind bereit, 
Grundrechte wie die Versammlungsfreiheit nahezu abzuschaffen. 

Die Verbotsverfügung umfasst 5 Tage lang den ganzen Stadtring vom Ostend bis Eschersheim, von 
der Innenstadt bis zum Uni-Campus Bockenheim. „Zumindest für die in Frankfurt Wohnenden 
bedeutet dies de facto einen 5-tägigen Hausarrest, um missliebigen Protest zu unterbinden,“ so 
Frühling. „Der Zugang zu Schule, Uni oder Arbeit wird verwehrt, ebenso jedes öffentliche Leben, 
von den genannten Grundrechten ganz zu schweigen. Das zeitliche und räumliche Ausmaß der 
Verfügungen mit dem „Recht auf ungestörten Einkauf“ zu begründen, entbehrt jeglicher 
Grundlage.“

Alle unterzeichnenden Gruppen sind sich einig, dass weder die Demonstrations- noch die 
Aufenthaltsverbote in dieser Form vor Gericht Bestand haben werden. Allerdings wurden 
bürgerliche Freiheitsrechte niemals verschenkt, sondern immer in einer Auseinandersetzung mit 
und vor allem gegen die staatlichen Organe erkämpft. So auch im Zusammenhang mit dem 
sogenannten Brokdorf-Beschluss. Das Demonstrationsverbots wurde erst Jahre nach der 
verbotenen Demonstration durch das Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt. Die 
Demonstration gegen die menschenverachtende Atomenergie fand trotz der polizeilichen 
Eskalationstaktik statt; zehntausende demonstrierten massenhaft gegen Atomkraft und die 
polizeiliche Einschüchterung.

Wir fordern die sofortige Rücknahme aller Demonstrations- und Aufenthaltsverbote sowie den 
Rücktritt von Markus Frank als Ordnungsdezernent.

Demonstrationsfreiheit erkämpfen – Gegen Repression und Kontrollwahn
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